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Auf Grund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 
und § 28a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom  
18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert worden ist, verord-
net der Senat:

Artikel 1 
Änderung der SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung

Die SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung vom 23. Juni 2020 
(GVBl. S. 562), die zuletzt durch Verordnung vom 17. November 
2020 (GVBl. S. 886) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Die Eingangsformel wird wie folgt gefasst:

„Auf Grund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 1 und § 28a Absatz 1 des Infektionsschutzgesetzes vom  
20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert 
worden ist, verordnet der Senat:“

2. § 1 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt:

„Die eigene Häuslichkeit sollte nur aus wichtigen Gründen 
verlassen werden. Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sind 
angehalten, unbürokratisch Home-Office für ihre Beschäf-
tigten zu ermöglichen. Insbesondere ist jedermann angehal-
ten, auf Reisen zu verzichten.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum im Freien, ins-

besondere auf Straßen, Wegen, Plätzen und in Grünanlagen 
ist nur allein, im Kreise der in § 1 Absatz 3 genannten Perso-
nen oder mit Angehörigen eines weiteren Haushaltes gestat-
tet; es gilt eine Personenobergrenze von höchstens fünf zeit-
gleich anwesenden Personen. Kinder bis zur Vollendung des 
12. Lebensjahres werden nicht mitgezählt.“

c) In Absatz 5 Nummer 2 werden nach dem Wort „Flächen“ fol-
gende Wörter angefügt:
„und für politische Werbung durch nicht mehr als zwei Perso-
nen gegenüber Einzelpersonen oder einzelnen Personengrup-
pen im Sinne von Absatz 3 um die Unterstützung von Partei-
en und Wählergemeinschaften sowie von Volksbegehren, 
Volksinitiativen, Bürgerbegehren und Einwohneranträgen“

d) In Absatz 5 Nummer 5 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt.

Dreizehnte Verordnung 
zur Änderung der 

SARS-CoV-2-Infektionsschutzverordnung
Vom 26. November 2020

e) Dem Absatz 5 wird folgende Nummer 6 angefügt:
„6.  für die Erbringung von Leistungen der Eingliederungs-

hilfe.“
3. § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Anwesenheitsdokumentation darf, soweit sie sich auf 
Kunden, Gäste und Veranstaltungsteilnehmende bezieht, aus-
schließlich zur Kontaktnachverfolgung verwendet werden; in 
anderen Fällen darf sie ausschließlich zum Vollzug infektions-
schutzrechtlicher Vorschriften, insbesondere zur Kontaktnach-
verfolgung, genutzt werden. Die Anwesenheitsdokumentation 
nach Absatz 1 muss die folgenden Angaben enthalten:
1. Vor- und Familienname,
2. Telefonnummer,
3. Bezirk oder Gemeinde des Wohnortes oder des Ortes des 

ständigen Aufenthaltes,
4. vollständige Anschrift oder E-Mail-Adresse,
5. Anwesenheitszeit und
6. Platz- oder Tischnummer, sofern vorhanden.
Die Anwesenheitsdokumentation nach Satz 1 ist für die Dauer 
von vier Wochen nach Ende der Veranstaltung oder Inanspruch-
nahme einer Dienstleistung geschützt vor Einsichtnahme durch 
Dritte aufzubewahren oder zu speichern. Die Anwesenheitsdo-
kumentation ist den zuständigen Behörden im Rahmen der 
Zweckbindung gemäß Satz 1 zur Kontrolle der Verpflichtungen 
nach Absatz 1, 3 und 4 auf Verlangen zugänglich zu machen. 
Darüber hinaus ist den zuständigen Behörden auf Verlangen die 
Anwesenheitsdokumentation auszuhändigen oder ihnen auf 
sonstige geeignete Weise der Zugriff zu ermöglichen, wenn fest-
gestellt wird, dass eine Person zum Zeitpunkt der Veranstaltung, 
des Besuchs oder der Inanspruchnahme der Dienstleistung 
krank, krankheitsverdächtig, ansteckungsverdächtig oder Aus-
scheiderin oder Ausscheider im Sinne des Infektionsschutzge-
setzes war. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist ist die Anwe-
senheitsdokumentation zu löschen oder zu vernichten.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nummer 8 werden die Wörter „bei notwendiger 

Unterschreitung des Mindestabstandes von 1,5 Metern“ ge-
strichen.

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:
„(1a) Jede Person ist angehalten, eine Mund-Nasen-Be-

deckung im öffentlichen Raum im Freien an Orten zu tra-



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      76. Jahrgang      Nr. 56      28. November 2020 923

gen, an denen der Mindestabstand nach § 1 Absatz 2 Satz 1 
in der Regel nicht eingehalten werden kann, insbesondere in 
Einkaufsstraßen und anderen belebten Straßen und Plätzen. 
Eine Mund-Nasen-Bedeckung ist zu tragen
1. auf Märkten,
2. in Warteschlangen,
3. auf Parkplätzen,
4. in den in der Anlage zu dieser Verordnung genannten 

Bereichen und
5. unbeschadet der Nummer 4 auf Gehwegen vor Gebäu-

den, in denen sich vom Gehweg aus direkt zu betretende 
Einzelhandelsgeschäfte, Dienstleistungs- und Hand-
werksbetriebe befinden.

Satz 2 gilt nicht während der Nutzung von Fahrzeugen 
außerhalb von Fußgängerbereichen; für die Nutzung ge-
schlossener Fahrzeuge gilt Absatz 1 Nummer 1.“

5. § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Bei der Öffnung von Verkaufsstellen, Kaufhäusern und 

Einkaufszentren (Malls) gilt für die Steuerung des Zutritts und 
zur Sicherung des Mindestabstandes ein Richtwert für die maxi-
mal zulässige Anzahl von Kundinnen und Kunden je Verkaufs-
fläche oder Geschäftsraum. Bei Geschäften mit einer Verkaufs-
fläche von bis zu 800 Quadratmetern gilt ein Richtwert von ins-
gesamt höchstens einer Kundin oder einem Kunden pro 10 
Quadratmetern Verkaufsfläche. Bei Geschäften mit einer Ver-
kaufsfläche ab 801 Quadratmetern insgesamt gilt auf einer Fläche 
von 800 Quadratmetern ein Richtwert von höchstens einer Kun-
din oder einem Kunden pro 10 Quadratmetern Verkaufsfläche 
und auf der 800 Quadratmeter übersteigenden Fläche von 
höchstens einer Kundin oder einem Kunden pro 20 Quadratme-
ter Verkaufsfläche. Für Einkaufszentren ist die jeweilige Ge-
samtverkaufsfläche maßgeblich. Unterschreiten die Verkaufsflä-
che oder der Geschäftsraum eine Größe von 20 Quadratmetern, 
darf jeweils höchstens eine Kundin oder ein Kunde eingelassen 
werden. Aufenthaltsanreize dürfen nicht geschaffen werden. 
Insbesondere sind die Verkehrsflächen von Verkaufsständen 
freizuhalten. § 1 Absatz 4 gilt entsprechend.“

6. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Veranstaltungen im Freien mit mehr als 100 zeit-
gleich Anwesenden sind verboten.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst.
„(2) Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit mehr 

als 50 zeitgleich Anwesenden sind verboten.“
c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Abweichend von Absatz 1 und 2 sind private Veran-
staltungen oder private Zusammenkünfte nur im Kreise der 
in § 1 Absatz 3 genannten Personen oder mit Angehörigen 
eines weiteren Haushaltes gestattet; es gilt eine Personen-
obergrenze von höchstens fünf zeitgleich anwesenden Per-
sonen. Kinder bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres wer-
den nicht mitgezählt.“

d) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:
„(5) Beerdigungen und Feierlichkeiten anlässlich einer 

Beerdigung sind abweichend von Absatz 4 im Freien mit bis 
zu 50 zeitgleich anwesenden Personen und in geschlossenen 
Räumen mit bis zu 20 zeitgleich anwesenden Personen zu-
lässig. Die für die Durchführung der Beisetzung und der 
Feierlichkeiten anlässlich einer Beerdigung erforderlichen 
Personen bleiben bei der Bemessung der Personenobergren-
ze des Satzes 2 unberücksichtigt. Absatz 3 Nummer 1 bleibt 
unberührt.“

7. § 9 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 wird der Satzteil vor Buchstabe a) wie folgt 

gefasst:
„Personen, die in das Land Berlin ein- oder zurückreisen“

b) In Nummer 4 wird das zweite „oder“ durch ein Komma er-
setzt.

c) In Nummer 5 Buchstabe c) wird der Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt und das Wort „oder“ angefügt.

d) Folgende Nummer 6 wird angefügt:
„6.  Personen, die im Rahmen der künstlerischen Berufsaus-

übung auf der Grundlage vertraglicher Verpflichtungen 
im Land Berlin an Proben oder Veranstaltungen in Oper, 
Theater, Tanztheater oder Konzert teilnehmen.“

8. § 12 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

„6.  entgegen § 4 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, Nummer 9 erster 
Halbsatz, Nummer 10 und 11 oder Absatz 1a Satz 2 kei-
ne Mund-Nasen-Bedeckung trägt und keine Ausnahme 
nach § 4 Absatz 1a Satz 3, Absatz 4 und 5 vorliegt,“

b) Nummer 24 wird wie folgt gefasst:
„24.  entgegen § 6 Absatz 4 als Verantwortliche oder Verant-

wortlicher private Veranstaltungen oder private Zusam-
menkünfte mit anderen als den dort genannten Personen 
durchführt,“

c) In Nummer 25 wird die Angabe „Absatz 4 Satz 2“ durch die 
Angabe „Absatz 5“ ersetzt.

9. In § 13 Absatz 1 wird die Angabe „30. November“ durch die 
Angabe „22. Dezember“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 26. November 2020

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r
Regierender Bürgermeister 

Dilek  K a l a y c i
Senatorin für Gesundheit,  
Pflege und Gleichstellung
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